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Vorblatt 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Gewerbeordnung 

(Antrag der Abgeordneten Gewandt, Dr. Frerichs, 
Pohlmann und der Fraktion der CDU/CSU) 

A. Problem 

Auf dem Grundstücksmarkt und im Wohnungswesen betätigen 
sich zunehmend Personen als Makler, die nicht die erforder-
lichen beruflichen Fähigkeiten und die treuhänderische Zuver-
lässigkeit besitzen. Ein wirksamer Schutz der Allgemeinheit 
vor daraus resultierenden Vermögensschäden wurde vom Ge-
setzgeber bislang nicht verwirklicht. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf verfolgt den Zweck, die nach wie vor auf 
dem Gebiet der Immobilien- und Finanzierungsgeschäfte ein-
schließlich der Baubetreuung bestehenden erheblichen Miß-
stände durch die Einführung eines Zulassungsverfahrens ein-
zudämmen, das unzuverlässige und nicht fachkundige Personen 
sowie Personen, die sich in ungeordneten Vermögensverhält-
nissen befinden, von der Ausübung dieses Gewerbes aus-
schließt. 

C. Alternativen 

Regelung der Frage durch ein eigenes Berufsordnungsgesetz 
für Immobilien- und Finanzierungstreuhänder. 

D. Kosten 
 Keine 
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Antrag 
der Abgeordneten Gewandt, Dr. Frerichs, Pohlmann und der 

Fraktion der CDU/CSU 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Gewerbeordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 34 b wird folgender § 34 c eingefügt: 

„§ 34c 

(1) Wer gewerbsmäßig 

1. den Abschluß von Verträgen über Grund-
stücke, grundstücksgleiche Rechte, Unterneh-
nehmen, gewerbliche Räume, Wohnräume 
oder Darlehen vermittelt oder die Gelegen-
heit zum Abschluß solcher Verträge nachwei-
sen will, 

2. Bauvorhaben bei der Vorbereitung oder 
Durchführung für Rechnung und im Namen 
eines anderen verwalten will, 

bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis gilt für den 
Geltungsbereich des Gesetzes. Sie kann inhalt

-

lich beschränkt und unter Auflagen zum Schutze 
der Allgemeinheit und der Auftraggeber erteilt 
werden; die nachträgliche Änderung, Ergänzung 
oder Beifügung von Auflagen ist zulässig. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, 

1. wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß der Antragsteller oder eine der mit der 
Leitung des Betriebes oder einer Zweignieder-
lassung beauftragten Personen die für den 
Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässig

-

keit nicht besitzt; die erforderliche Zuver-
lässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer in 
den letzten fünf Jahren vor Stellung des An-
trages wegen eines Verbrechens oder wegen 
Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Be-
truges, Untreue, Urkundenfälschung, Hehlerei 
oder Wuchers rechtskräftig verurteilt worden 
ist, 

2. wenn der Antragsteller nicht die erforder-
liche Fachkunde nachweist, 

3. wenn der Antragsteller in ungeordneten Ver-
mögensverhältnissen lebt; dies ist in der 
Regel der Fall, wenn über das Vermögen des 
Antragstellers der Konkurs eröffnet worden 
oder er in das vom Konkursgericht oder vom 
Vollstreckungsgericht zu führende Verzeich-
nis (§ 107 Konkursordnung, § 915 Zivilprozeß-

ordnung) eingetragen ist. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates zum Schutze der Allge-
meinheit sowie der Auftraggeber Vorschriften 
für die Erbringung der Fachkunde und Vorschrif-
ten über den Umfang der Befugnisse und Ver-
pflichtungen des Gewerbetreibenden bei der 
Ausübung des Gewerbes zu erlassen, insbeson-
dere über die Verpflichtung 

1. die ihm in Ausführung des Auftrages über-
lassenen Vermögenswerte getrennt von sei-
nem eigenen Vermögen zu verwalten und die 
Verpflichtung zur Rechnungslegung gegen-
über dem Auftraggeber nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses, 
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2. zur Erstattung von Anzeigen beim Wechsel 
der mit der Leitung des Betriebes oder einer 
Zweigniederlassung beauftragten Personen, 

3. zur Buchführung, zur Erteilung von Auskünf-
ten und zur Duldung der behördlichen Nach-
schau; das Grundrecht des Artikels 13 des 
Grundgesetzes kann für die Nachschau einge-
schränkt werden, 

4. zum Abschluß einer Haftpflichtversicherung 
gegen Vermögensschäden. 

(4) Die Landesregierungen oder die von ihnen 
benannten Stellen bestimmen die für die Aus-
führung der Absätze 1 und 2 und der nach Ab-
satz 3 ergangenen Rechtsverordnungen zustän-
digen Stellen. 

2. In § 38 wird die Nummer 5 gestrichen. 

3. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort „und" nach 
„34 a" gestrichen, ein Beistrich gesetzt und 
nach „34 b" die Worte „und 34 c" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird nach „34 b" ein Beistrich 
gesetzt und das Wort „34 c" eingefügt. 

4. In § 148 Abs. 1 Nr. 4 a wird nach den Worten 
„des § 34 b Abs. 8" ein Beistrich gesetzt und 
werden folgende Worte eingefügt: „des § 34 c 
Abs. 3". 

Artikel 2 

(1) Die Erlaubnis nach § 34 c Abs. 1 der Gewerbe-
ordnung gilt demjenigen als erteilt, der ein in die-
ser Vorschrift bezeichnetes Gewerbe bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes befugt ausübt. 

(2) Gewerbetreibende nach Absatz 1 haben ihren 
Betrieb der zuständigen Behörde anzuzeigen. In der 

Anzeige sind die mit der Leitung des Betriebes und 
einer Zweigniederlassung beauftragten Personen 
anzugeben. Die Behörde bestätigt dem Gewerbe-
treibenden kostenfrei und schriftlich, daß er zur 
Ausübung seines Gewerbes berechtigt ist. Wird die 
Anzeige nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erstattet, so erlischt 
die Erlaubnis. 

(3) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn die 
Voraussetzungen für die Rücknahme nach § 53 Abs. 2 
Nr. 2 der Gewerbeordnung vorliegen. 

Artikel 3 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund von § 38 Nr. 5 der Gewerbeord-
nung erlassen worden sind, gelten bis zu ihrer Auf-
hebung fort, soweit sie nicht mit den Vorschriften 
nach Artikel i Nr. 1 in Widerspruch stehen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf seine 
Verkündung folgenden sechsten Monats in Kraft. 
Die Ermächtigung in Artikel 1 Nr. 1 zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen tritt mit dem Tag der Ver-
kündung in Kraft. 

Bonn, den 17. Juni 1971 

Gewandt 
Dr. Frerichs 
Pohlmann 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hatte in der 92. Sitzung 
am 1. Dezember 1959 die folgende Entschließung ge-
faßt: 

„Auf dem Grundstücksmarkt und 'im Wohnungs-
wesen betätigen sich zunehmend solche Per-
sonen als Grundstücks- und Hypothekenmakler 
sowie als Vermittler von Wohnungen, die nicht 
die erforderlichen beruflichen Fähigkeiten und 
treuhänderische Zuverlässigkeit besitzen. Um 
für die Zukunft fachlich ungeeignete und un-
lautere Elemente von der Betätigung als Immo-
bilienmakler auszuschließen und gleichzeitig 
diejenigen Bevölkerungskreise zu schützen, die 
sich eines Maklers bedienen, wird die Bundes-
regierung ersucht, 

1. bei der beabsichtigten Neufassung der Ge-
werbeordnung Vorschriften vorzusehen, die 
geeignet sind, die gekennzeichneten Miß-
stände abzustellen, 

2. auf die Länderregierungen dahin gehend ein-
zuwirken, daß die am geltenden Recht vorge-
sehenen Überwachungs- und Kontrollvor-
schriften genauestens beachtet werden." 

Ein wirksamer Schutz der Allgemeinheit vor Ver-
mögensschäden wurde jedoch bisher von dem Ge-
setzgeber nicht verwirklicht. Teilregelungen, wie 
z. B. auf dem Gebiet der  Wohnungsvermietung durch 
die Neufassung des § 2 a Wirtschaftsstrafgesetz 
oder durch Länderverordnungen über die Auskunfts- 
und Buchführungspflicht, haben sich, wie die Grund-
stücks-, Wohnungs- und Finanzierungsaffären bis 
in die jüngste Zeit hinein zeigen, für den Schutz der 
Allgemeinheit als unzulänglich erwiesen. Die Be-
troffenen merken in der Regel erst nach Eintritt 
eines Schadens, mit wem sie es zu tun hatten. We-
der Strafverfahren noch Gewerbeuntersagung hei-
len Schäden. Bis zur Durchführung und zum Ab-
schluß solcher Verfahren vergehen im übrigen meist 
Jahre, in denen die Schädiger ihre Geschäfte fort-
setzen. Diese nicht wiedergutzumachenden Schäden 
sind der Öffentlichkeit durch die Presse bekannt. 

Der Gesetzentwurf verfolgt den Zweck, die nach 
wie vor auf dem Gebiete der Immobilien- und Finan-
zierungsgeschäfte einschließlich der Baubetreuung 
bestehenden erheblichen Mißstände einzudämmen. 
Er dient somit ausschließlich dem dringend notwen-
dig gewordenen Schutz der Allgemeinheit vor Ver-
mögenssdhädigungen. 

Durch die Einführung des Zulassungsverfahrens ver-
legt der Entwurf den Zeitpunkt des behördlichen 
Tätigwerdens in entscheidender Weise vor. Un-
zuverlässige Personen, insbesondere solche, die 
einschlägig vorbestraft sind oder die sich in unge

-

ordneten Vermögensverhältnissen befinden, sollen 
zur Verhinderung schwerer Vermögensschäden für 
die Allgemeinheit erst gar nicht zur Ausübung in 
diesem Gewerbe zugelassen werden. Außerdem er-
leichtert es der Entwurf den Gewerbebehörden, bei 
nachträglich eintretenden oder bekanntwerdenden 
Gründen, die zur Versagung der Erlaubnis berech-
tigt hätten, rasch und erfolgreich, gestützt auf eine 
präzise Bestimmung, die Erlaubnis zu widerrufen 
oder zurückzunehmen. Die Gewerbebehörden kön-
nen bei 'der Verwirklichung des Entwurfs auf eine 
gesetzliche Regelung zurückgreifen, die konkret die 
speziellen Verhältnisse und immanenten Miß-
brauchsgefahren dieses Gewerbezweiges berücksich-
tigt, ohne auf den notwendigerweise unbestimmten 
allgemeinen Rechtsbegriff der Unzuverlässigkeit des 
§ 35 GewO angewiesen zu sein, der für alle Ge-
werbezweige gilt. 

 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

I. Zu Artikel 1 

1.1 Zu § 34c Abs. 1 

In dieser Bestimmung sind die 'Tätigkeiten aufge-
führt, die durch das Gesetz erfaßt werden sollen. 
Diese Tätigkeiten sind seit langem Haupttätigkeiten 
des modernen Immobilien- und Finanzierungsmak-
lers. Mit zunehmender Ausweitung des Immobilien-
marktes ist der Aufgaben- und Tätigkeitsbereich des 
Maklers ständig gewachsen. Dies gilt insbesondere 
auch für die  Übernahme von Baubetreaungen. Folg-
lich wird  in  dieser 'Bestimmung lediglich das de facto 
bereits bestehende Berufsbild normativ fixiert. 

1.2 Zu § 34 c Abs. 2 

In dieser Bestimmung werden jene Grundlagen auf-
gezeigt, die für die Erlaubniserteilung vorliegen 
müssen: Zuverlässigkeit, Fachkunde und geordnete 
Vermögensverhältnisse. Das Fehlen einer dieser 
Voraussetzungen stellt einen Versagungsgrund für 
die Erteilung der Erlaubnis dar. 

Wesentlich ist, daß zur Verhinderung von Umgehun-
gen auch jede der mit der Leitung des Betriebes 
oder einer Zweigniederlassung beauftragten Perso-
nen die Voraussetzungen der Erlaubnis erfüllen 
müssen. 

1.3 Zu § 34c Abs. 3 

Diese Bestimmung schafft die Rechtsgrundlage zum 
Erlaß der erforderlichen Durchführungsvorschriften. 
Die bisherige Ermächtigungsvorschrift des § 38 Nr. 5 
GewO, welche die Mißbrauchsgefahren dieses Ge- 
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werbezweiges nicht ausreichend berücksichtigt, wird 
durch Artikel 1 Abs. 2 des Entwurfs ersatzlos ge-
strichen. Sie wird durch diese den Bedürfnissen der 
Praxis gerechter werdende Regelung ersetzt. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 

Hierzu wird auf die vorstehenden Ausführungen in 
1.3 verwiesen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 

Nicht nur die Versagung, sondern auch die Zurück-
nahme der Erlaubnis soll künftig aufgrund einer 
präzisen, gewerbebezogenen Bestimmung möglich 
sein. Dementsprechend werden beide Fälle durch 
eine Ergänzung des § 53 GewO über die Zurück-
nahme der Gewerbeerlaubnis gleichgestellt. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die Ergänzung der Strafvorschrift des § 148 Abs. 1 
Nr. 4 a GewO ist aus gesetzestechnischen Gründen 
erforderlich. 

II. Zu Artikel 2 

1. Zu Absatz 1 

Diese Regelung entspricht rechtsstaatlichen Grund

-s

ätzen. Sie soll jedem, der zum Zeitpunkt des In-
krafttretens des Gesetzes bereits eine der in § 34 c 
Abs. i aufgeführten Tätigkeiten ausübt, die Mög-
lichkeit geben, dies auch weiterhin zu tun. 

2. Zu Absatz 2 

Um den Gewerbebehörden einen Überblick über die 
Zahl der bei Inkrafttreten des Gesetzes in diesem 
Gewerbe bereits tatsächlich Tätigen zu verschaffen, 
sieht diese Vorschrift eine Anzeigepflicht vor, bei 
deren Verletzung ,die Erlaubnis erlischt. 

3. Zu Absatz 3 

Auf die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 3 (siehe vor

-s

tehend unter I. 3. der Begründung) wird verwiesen. 

III. Zu Artikel 3 bis 5 

Hier handelt es sich um erforderliche gesetzestech-
nische Regelungen. 


